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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Der «Kommerzialisierung der Instrumente der direkten Demokratie» müsse ein Riegel
vorgeschoben werden, befand Mathias Reynard (sp, VS). Konkret müsse man das
Bezahlen von Unterschriftensammeln verbieten. In seiner Anfang 2020 eingereichten
Begründung für diese Forderung verwies der Walliser Sozialdemokrat auf die
Unterschriftensammlungen gegen den Vaterschaftsurlaub sowie gegen das Verbot der
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung. Hier hätten die finanziellen
Anreize zu «Lügen und unlauteren Methoden» angestiftet, was nicht nur die
Meinungsbildung gefährde, sondern auch der Glaubwürdigkeit der direkten Demokratie
schade. Reynard brachte das Beispiel des Kantons Genf, der ein solches Verbot kenne. 
Der Bundesrat empfahl die Motion im Mai 2020 zur Ablehnung. Er verwies auf die
Motion Hurni (sp, NE Mo. 19.4431), um zu unterstreichen, dass er Täuschungsversuche
während Unterschriftensammlungen verurteile. Allerdings dürfe nicht von Einzelfällen
darauf geschlossen werden, dass bezahltes Unterschriftensammeln generell unlauter
sei. Diese Art des Sammelns sei zudem billiger als ein grosser Massenversand, weshalb
ein Verbot schwächere Gruppierungen bestrafen könnte. Ein Verbot sei zudem
unverhältnismässig. 
In der Herbstsession 2021 vertrat Baptiste Hurni (sp, NE) den mittlerweile aus dem
Nationalrat ausgeschiedenen Motionär, stand aber auf verlorenem Posten. Mit 123 zu 61
Stimmen (1 Enthaltung) lehnte die grosse Kammer den Vorstoss ab. Die Stimmen aus der
SP- und der GP-Fraktion reichten nicht für eine Annahme aus. 1

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2021 S. 1764 f.; Mo. 20.3015; AZ, 4.7.17; TG, 13.12.17; Exp, 21.12.19; NZZ, 5.2., 8.2.20; TG, 17.2.20; NZZ, 27.2.20
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